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Die Abgeordneten zum Nationalrat Rosemarie Bauer, Vetter, 

Dr. Fasslabend, Schwarzböck und Kollegen haben am 1. Dezem­

ber 1989 unter der Nr. 4664/J an mich eine schriftliche parla­

mentarische Anfrage betreffend Lagerstätte für radioaktiven 

Abfall .aus Seibersdorf gerichtet, die folgendertwortlaut hat: 

"1. Ist Ihnen bekannt, daß die Lagermöglichkeiten von radio­
aktiven Abfällen in Seibersdorf nicht mehr möglich ist? 

2. Welche Maßnahmen hat Ihr Ministerium ergriffen, um dieses 
Problem zu lösen? 

3. Ist Ihnen bekannt, daß das Forschungszentrum Seibersdorf 
sich an Gemeinden gewandt hat, um wegen einer Lagerungs­
möglichkeit anzufragen? (u.a. an die Gemeinde Zellerndorf 
am Wartberg) 

4. Wurde das Gesundheitsministerium von diesen Seibersdorfer 
Aktivitäten informiert? 

5. Geschahen diese Anfragen an diese und andere Gemeinden im 
Einvernehmen und in Absprache mit dem Gesundheits­
ministerium? 
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6. Wurde das Land Niederösterreich von diesen Aktivitäten 
informiert?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Einleitend ist festzuhalten, daß das österreichische For­

schungszentrum Seibersdorf (ÖFZS) nicht - wie in der Anfrage 

ausgeführt - dem Kompetenzbereich des Bundeskanzleramtes zuge­

ordnet ist. Das Bundeskanzleramt ist nur im Rahmen der Voll­

ziehung des Strahlenschutzgesetzes die zum größten Teil zu­

ständige Genehmigungsbehörde für das ÖFZS. 

Zu Frage 1: 

Auf die Tatsache, daß die Lagermöglichkeit von radioaktiven 

Abfällen in Seibersdorf ausläuft, wurde schon seit Jahren und 

auch im Jahre 1989 (z.B. anläßlich der Landeshauptmännerkonfe­

renz und anläßlich der Landessanitätsreferentenkonferenz) hin~ 

gewiesen. 

Zu Frage 2: 

Im Dezember 1988 wurde das ÖFZS beauftragt, aufbauend auf einer 

im Jahr 1984 durch das ÖFZS erstellten Studie über die End­

lagerung der in österreich anfallenden radioaktiven Abfälle aus 

Medizin, Forschung und Industrie den bestgeeigneten Standort 

für ein solches Endlagerzu eruieren. 

Zu Frage 3: 

In der ÖFZS-Studie aus dem Jahr 1984 wurden 16 Standortgebiete 

ausgewiesen, die aufgrund ihrer geologischen, hydrologischen 

und sonstigen Voraussetzungen grundsätzlich für ein Endlager 

für die in österreich anfallenden schwach- und mittel aktiven 

Abfälle aus Medizln, Forschung und Industrie in Frage kommen. 

Diese Studie wurde auch den Ländern zur Verfügung gestellt. 
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Da für die naturwissenschaftlichen Untersuchungen im Rahmen des 

im Dezember 1988 an das ÖFZS vergebenen Auftrages zur Planung 

und Errichtung eines Endlagers auch Arbeiten vor Ort notwendig 

sind, hat das ÖFZS die in Frage kommenden Gemeinden informiert. 

Zu den Fragen 4 und 5: 

Das Bundeskanzleramt wird von allen wesentlichen Aktivitäten, 

die das ÖFZS in Erfüllung seines Auftrages setzt, auf dem 

laufenden gehalten. 

Zu Frage 6: 

Die Herren Landeshauptmänner wurden im Rahmen der Landeshaupt~ 
männerkonferenz am 29. Juni 1989 über die Endlagerproblematik 

und über die Bemühungen zur Errichtung eines Endlagers infor­

miert. 
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